[bookmark: _GoBack]Sehr geehrter Herr Diekmann, 
Vielen Dank für Ihre Antwort vom 17.03.2016 auf meine Mails (vom 09.03.2016 und   an Herrn Bayr). Meine  Fragen bezogen sich auf  die  rechtliche Beurteilung der  geplanten Neubauten von wenigstens zwei weiteren Terminals auf dem planfestgestellten BER. Es geht um Terminals, für den allgemeinen Flugbetrieb (vornehmlich wohl LCC) auf der Fläche des Terminals Schönefeld-Alt (SXF) und das geplante Terminal  in "Verlängerung" von Pier Nord am Hauptterminal BER. Mit Ihren Auskünften haben Sie meine Fragen allerdings nicht beantwortet. 
Ohne einer juristischen Prüfung Ihrer Ausführungen vorgreifen zu wollen, hier meine vorläufige Antwort:
In  meiner Mail vom 09.03.2016 (Herrn Bayr) hatte ich konkret nachgefragt, ob der Terminalneubau als Terminal für LCC/Allgemeine Luftfahrt (Pier Nord) und das geplante Terminal anstelle des alten Terminals SXF durch Planfeststellungsbeschluss (13.08.2004) „gedeckt“ ist. Die Rechtsfrage ob auch die nun geplante Verlegung des Regierungsterminals durch diesen Planfeststellungsbeschluss gedeckt ist, klammer ich noch aus. Ich bezog mich in der  Frage zu den Terminals ausdrücklich auf die Ziffern 477 ff aus Teil C des Beschlusses „Weiternutzung der bestehenden Anlagen“. Mit Wissensstand heute ergänze ich diese Festlegungen im Planfeststellungsbeschluss mit Festlegungen des Urteils des Bundesverwaltungsgerichtes (16.03.2006) zu Ziffer 228 ff „Terminal und Airport-Center“.
Mit Ihrem Schreiben versuchen Sie mit an den Haaren herbeigezogenen Beschreibungen und Behauptungen die Kernfrage meines Anliegens „in Nebel“  zu hüllen. Ich jedenfalls kann nicht erkennen, was die Bestandsgrundlage, die Fiktion aus den Überleitungsbestimmungen eines SXF nach „altem Recht“, mit den möglichen Planänderungen zu tun haben, die  den Bau zweier Terminals zum Ziel haben. Die nun geplanten Terminals sind, dies können sie mit Nebel nicht aushebeln,  sind nicht Gegenstand des Planfeststellungsbeschlusses (13.08.2004) oder der Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichtes (16.03.2006) hier zu. 
In diesem Zusammenhang will ich daran erinnern, dass die Privatisierungsverhandlungen mit HOCHTIEF (2000) auch daran gescheitert sind das Hochtief im Norden des BER Grundstücks ein zweites Terminal zur Reserve und für LCC bauen wollte. Gründe: ein zweites Terminal war nicht Gegenstand der Ausschreibung weil von einem zusätzlichen Terminal auch zusätzlicher Lärm zu erwarten war.
Es ist vor dem Hintergrund von 33 (in Worten: Dreiunddreißig) bisher von der Planfeststellungsbehörde bearbeiteten und genehmigten Planänderungsanträgen eine außerordentlich kühne Annahme, dass Sie nicht mit Planergänzungsanträgen für den Bau der Terminals rechnen. Dies in dem Wissen, dass schon Planergänzungsanträge in vergangenen Jahren eingegangen sind und genehmigt wurden, deren Inhalte und Zielsetzungen gegenüber dem Bau von zwei neuen Terminals nur als Lappalie zu bezeichnen sind. Hier einige Beispiele, die Ihre rechtlichen Behauptungen über eine Nichtnotwendigkeit von Planergänzungen für den Bau der neuen Terminals auf der Fläche SXF oder Pier Nord als Absurdum darstellen. 
Notwendig waren demnach Planergänzungen z. B. zur  „Optimierung der Planung Rotbergbecken“,  „Änderung Verteilerknoten Los3“ und „Änderung eines Schreibfehlers von Amts wegen“, „Überbauung Kleingewässer“, “Zülowniederung“, „Kompensationspool“  oder „Änderung des Plans baulicher Anlagen-Errichtung einer SF 6 für ein Besucherzentrum-airportworld am Infotower“.
Ausweislich Ihrer Angaben, haben selbst die Genehmigungsverfahren zu diesen Planergänzungen 12 Monate bis 2 Jahre gedauert. Die Genehmigungsverfahren für andere Titel von Planergänzungen haben eine Zeit von bis zu 5 Jahren beansprucht!


Im Planfeststellungsbeschluss wie in der Entscheidung des Bundesverwaltungs-gerichts, ist präzise beschrieben, was unter „Single Airport“ zu verstehen ist. Dazu stelle ich fest: in beiden Dokumenten gibt es die konkrete Beschreibung zu einem  „Single“ Terminal. Vom Willen oder auch nur einer Andeutung, dem Single Airport nun zwei weitere Terminals zu verpassen, konnte ich in den beiden Dokumenten, die alleine Rechtsgrundlage sind, keine Silbe finden.
Sie begründen das Recht für den Bau zwei weiterer Terminals als durch „Alt Recht“ (§ 71 ff LuftVG) gesichert. Dieser Rechtsauffassung widerspreche ich entschieden. Bei der aktuellen Planung zum Bau zwei weiterer Terminals geht es nicht um den fiktiv planfestgestellten SXF, sondern um eine Planerweiterung des planfestgestellten BER, deren Ursache in der Fehlplanung des Single Airports BER begründet ist. 
Natürlich kenne ich den absurden Trick, schon in der Überschrift des Deckblattes des Planfeststellungsbeschlusses den Gegenstand nach eigenem Gutdünken darzustellen und zu beschreiben. Mit der Überschrift „Ausbau des Verkehrsflughafen Berlin – Schönefeld“ sollte eine Rechtsposition begründet werden, um  Rechtsverpflichtungen auszuhebeln, die für einen Neubau auch den Standort in Frage gestellt hätte. Vielleicht ist Ihnen entgangen, dass der alte DDR Flughafen Schönefeld zu Gunsten des neuen Single Airports BER praktisch dem Erdboden gleich gemacht wurde. Selbst was noch übrig blieb, die Piste Nord (ehemals Süd), war für den neuen Single Airport  ohne Ertüchtigung unbrauchbar. Die immer wieder vorgetragene Behauptung, nach der eben diese Start - und Landebahn den Weiterbestand des DDR-Flughafens sichere, ist nicht nur "fiktiv" sondern lächerlich. Vor dem Hintergrund der vorliegenden Fakten von einem „Ausbau“ zusprechen, ist verrechtlichte Volksverdummung.
Im Sinne der Klarheit hier die präzise Beschreibung des Planfeststellungsbeschlusses (Ziffern 7.3.61 und 7.3.6.2)
Zitat:
..." Die gegenwärtig im Nordteil des Flughafens bestehenden Abfertigungsanlagen und Funktionsgebäude werden auch nach dem Ausbau weiter entsprechend ihrer gegenwärtigen Zweckbestimmung für spezielle Aufgaben wie nachfolgend beschrieben genutzt, so dass ein Rückbau nicht erforderlich ist. 7.3.6.1 Regierungsflüge/Protokollteil Im Bereich des bestehenden Terminals werden die vorhandenen Anlagen für protokollarische Zeremonien zum Empfang von Staatsgästen und der Abfertigung der damit verbundenen Flugbewegungen genutzt. Dabei sind Flächen für alle land- und luftseitigen Anlagen unter Berücksichtigung der besonderen Sicherheitsanforderungen vorgesehen. Die baulichen Anlagen befinden sich im nord-östlichen Bereich des Flughafens auf dem derzeit vorhandenen Vorfeld 3. Das alte Terminalgebäude wird entsprechend den Anforderungen umgestaltet. Hier ist des Weiteren die mögliche Unterbringung der Flugbereitschaft der Landespolizei und weiterer Sicherheitskräfte vorgesehen. Die sich derzeit in Betrieb befindlichen Fluggastbrücken behalten ihre Funktion nach einer Modernisierung bei. Neben den reinen Flugbetriebsanlagen sind Vorrichtungen für das Protokoll (Fundamente für Fahnenmaste, Übertragungsmöglichkeiten, Sicherheitsvorkehrungen, besondere Zugangs- und Abschirmmöglichkeiten) je nach anzuwendendem Konzept in das Vorfeld zu integrieren. 7.3.6.2"....
In der Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts (16.03. 2006) gibt es weitere Hinweise auf die genehmigte Funktion des Single Airport Terminals, als einzig genehmigtes Terminal für den Passagierflugbetrieb (Allgemeine Luftfahrt).
Ab Ziffer 228 ff „Terminal und Airport-Center“, insbesondere Ziffer 230 mit konkreter Beschreibung des einzig genehmigten Terminals, finden Sie eine weitere Quelle, die nicht, wie jetzt geplant, zwei weitere Terminals auch nur erwähnt. Unter Hinweis auf PFB Seiten 421; 453 ff  und 461 wird ausdrücklich dargelegt, dass mit den Passagierabfertigungsanlagen des Terminals der erwartete Bedarf befriedigt werden kann. Fast bis ins Detail beschreibt das Bundesverwaltungsgericht die Funktion, bebaute Kapazität und Passagierkapazität des „Hauptterminals“ in Auslegung des PFB.
Offensichtlich sind diese Annahmen des letztlich fehl geplanten, einerseits zu kleinen andererseits zu teuer gebauten Terminals durch die heute prognostizierte Kapazitätsentwicklung überholt. Hinzu kommt, dass, so Stellungnahmen aus FBB und Politik, die zukünftig zu bauende Kapazität jetzt auf 50 Mio. Paxe/Jahr geplant werden soll. So berechtigt wie die Neuplanungen als Antwort auf die Fehlplanung sind, ein geordnetes Verfahren zur Genehmigung/Planergänzung können sie nicht aushebeln.
Vor diesem Hintergrund mit viel rechtlichem Nebel zu begründen, dass dies alles ohne ergänzende Planfeststellungsbeschlüsse möglich sei, hat mit der Verpflichtung einer Planfeststellungsbehörde nichts mehr gemein. Da macht sich die Behörde zum Handlanger von Fehlentscheidungen.  Darum weise ich ausdrücklich darauf hin, was u.a. bisher den rechtlichen Verpflichtungen zur ergänzenden 33 Planergänzungen zu Grunde lag. 
Die Historie dieser Genehmigungsverfahren dürfte dann auch der Grund dafür sein, dass die FBB mit Ihrer Hilfe jeden Strohhalm sucht, mit allen juristischen Tricks, Planergänzungsverfahren für die Baumaßnahmen der angesprochenen zwei Terminals zu verhindern. Ob dann auch das “provisorische Regierungsterminal“ am neuen Standort ohne Planergänzung gebaut werden kann, wäre als nächstes zu prüfen. 
Es ist „mit Händen greifbar", dass es Anlass gibt zu befürchten, dass alleine Antragformulierungen und Genehmigungsverfahren von Planergänzungen für die Terminals einen Zeithorizont vorgeben, der eine angekündigte Inbetriebnahme mit allen Folgen selbst in 2019 nicht sichert. Dieses Faktum ist offenbar aus Ihrer Sicht aller Mühe wert, mit juristischer „Kleinarbeit“ neue Planergänzungsverfahren zu verhindern.
Gehen Sie davon aus, dass gegen diese angewendete  Praxis zur Vermeidung von Planergänzungsanträgen - auch u. U. mit öffentlicher Beteiligung - Rechtshürden stehen, die nahezu entsprechende rechtliche Verfahren durch Betroffene erzwingen.
Mit freundlichen Grüßen
Ferdi Breidbach
